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Für die Regional- und die Sozialpolitik der Europäischen Gemeinschaft sind vor
allem zwei Ereignisse von weitreichender Bedeutung. Einmal ist die Gemein-
schaft durch die Einheitliche Europäische Akte nun auch vertraglich auf die
„Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts" und damit insbe-
sondere auf den Abbau des erheblichen regionalen Gefälles innerhalb der Ge-
meinschaft festgelegt. Zum anderen hat der Europäische Rat auf dem Brüsseler
Sondergipfel vom 11. bis 12. Februar 1988 die Weichen dafür gestellt, daß die
Gemeinschaft ihre strukturpolitischen Anliegen mit mehr Nachdruck verfolgen
kann, indem beschlossen wurde, die Verpflichtungsermächtigungen für die
Strukturfonds bis 1993 gegenüber 1987 zu verdoppeln. Deutlicher als je zuvor
zeigen die Schlußfolgerungen des Europäischen Rates auch den politischen Wil-
len, eine integrierte Strukturpolitik zu betreiben, anstatt isolierten regional-, so-
zial-, agrarstruktur- und beschäftigungspolitischen Zielen nachzugehen - ein An-
liegen, das die EG-Kommission schon seit langem verfolgt und das auch die Ein-
heitliche Europäische Akte zum Ausdruck bringt. Dazu gehört sowohl die Bün-
delung der einzelnen strukturpolitischen Ziele als auch die Verklammerung der
finanzpolitischen Instrumente.

Ziele der Europäischen Strukturpolitik

Der strukturpolitische Zielkatalog ist auf wenige vorrangige Ziele beschränkt
worden. Zu den stärker regionalpolitisch motivierten Zielen zählen die Förde-
rung der Regionen mit Entwicklungsrückstand und die Umstellung von Regio-
nen, die unter dem industriellen Niedergang stark leiden. Als die eigentlichen so-
zialpolitischen Ziele sind die Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit und die
Bemühungen um Eingliederung von arbeitslosen Jugendlichen in das Erwerbsle-
ben gesetzt worden. Schließlich wurden auch die Anpassung der Agrarstrukturen
und die Förderung der weniger entwickelten ländlichen Gebiete als primär agrar-
politisches Ziel in den gemeinsamen strukturpolitischen Zielkatalog aufgenom-
men.

Diese Ziele selbst sind nicht neu; sie werden auch auf europäischer Ebene seit
vielen Jahren in der Regional-, Sozial- und Agrarpolitik verfolgt. Bemerkenswert
ist aber, daß sie nun ausdrücklich miteinander verzahnt werden. Deutlich wird
dies auch in der Finanzierung der europäischen strukturpolitischen Aktivitäten.
Regionalfonds, Sozialfonds sowie Ausrichtungs- und Garantiefonds für die
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Landwirtschaft sollen Mittel für die Regionen mit Entwicklungsrückstand bereit-
stellen. Problemregionen mit Altindustrien sollen durch Regional- und Sozial-
fonds unterstützt werden. Für die sozialpolitischen Aufgaben im engeren Sinne
ist wie bisher allein der Sozialfonds zuständig; die Entwicklung ländlicher Gebie-
te soll wiederum mit Hilfe der finanziellen Mittel aller drei Fonds integriert ge-
fördert werden. Dem Bemühen der Kommission, die Regionalförderung statt auf
Einzelprojekte zunehmend auf Entwicklungsprogramme zu stützen, mit deren
Hilfe alle nationalen und gemeinschaftlichen Maßnahmen kontrolliert und auf-
einander abgestimmt werden, wird nun auch auf der Seite der Finanzierung gene-
rell entsprochen. Integrierte Programme werden zwar auch gegenwärtig schon
konzipiert, haben aber noch einen geringen Anteil an der Strukturpolitik der Ge-
meinschaft.

Mit diesen strukturpolitischen Grundsätzen sind die Mitgliedstaaten auf dem
Brüsseler Sondergipfel also den Vorschlägen der EG-Kommission gefolgt, die
diese im Zusammenhang mit der Einheitlichen Europäischen Akte zur Reform
der Strukturfonds bereits im April 1987 gemacht hatte1. Offensichtlich sind aber
im Detail noch einige Interessenkonflikte zwischen den Mitgliedstaaten unterein-
ander und im Verhältnis zur Kommission zu überwinden, so daß die neue Rege-
lung, die zum 1. Januar 1989 in Kraft treten soll, noch nicht verabschiedet wer-
den konnte. Ein Problem könnte - wie schon häufig - in der Abgrenzung der
Kompetenzen für die strukturpolitischen Interventionen liegen. Der Vorschlag
der Kommission enthält auch Vorstellungen zur Anpassung der Interventions-
methoden. Danach sollen die Gemeinschaftsaktionen, für die die Kommission
Initiativen und Durchführungsmaßnahmen ergreifen kann, in „enger Konzertie-
rung" zwischen Kommission und Mitgliedstaaten konzipiert werden, und zwar
als Ergänzung zu nationalen Maßnahmen. Zu dieser Partnerschaft strukturpoliti-
scher Planung und Durchführung könnten gegebenenfalls auch regionale, lokale
oder andere Behörden hinzugezogen werden.

Unter dem Aspekt der Wirksamkeit strukturpolitischer Intervention erscheint
das vorgeschlagene Vorgehen durchaus erfolgversprechend; darüber hinaus
kommt es der vielfach erhobenen Forderung nach der frühzeitigen Beteiligung
aller Betroffenen an der Konzipierung von gemeinschaftlichen Maßnahmen ent-
gegen. Gleichwohl könnten einzelne Mitgliedstaaten darin eine unerwünschte
Beeinträchtigung der zentralstaatlichen strukturpolitischen Autonomie sehen, da
sowohl die EG-Kommission als auch nachgelagerte Behörden mehr Mitsprache-
möglichkeiten erhielten.

Regionalpolitik

Neue Abgrenzung der Regionen

Für die regionalpolitischen Interventionen nach dem reformierten strukturpoliti-
schen Konzept ist beabsichtigt, ein neues Verzeichnis der Regionen mit Entwick-
lungsrückstand aufzustellen. Einziges Kriterium dafür ist das Bruttoinlandspro-
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dukt je Einwohner. In den Kreis der gemeinschaftlich zu fördernden Regionen
sollen im wesentlichen solche kommen, deren Pro-Kopf-Einkommen in den letz-
ten Jahren weniger als drei Viertel des Gemeinschaftsdurchschnitts betrug. In
Einzelfällen kann diese Schwelle auch überschritten werden, wenn andere
schwerwiegende Gründe eine gemeinschaftliche Förderung rechtfertigen. Dabei
ist wohl in erster Linie an Nordirland und die überseeischen Departments Frank-
reichs gedacht, die in dem Verordnungsvorchlag der Kommission genannt wer-
den; die Brüsseler Beschlüsse lassen hier einen größeren Gestaltungsspielraum.

Mit der Beschränkung auf einen einzigen wesentlichen Indikator zur Defini-
tion des Entwicklungsstandes einer Region hat man frühere Vorstellungen aufge-
geben, nach denen mehrere Kennziffern herangezogen werden sollten, die zu ei-
nem Index zusammengefaßt werden. Ein Beispiel hierfür ist der synthetische In-
dex, den die EG-Kommission für die europäischen Regionen in den periodischen
Berichten über die regionale Situation in der Gemeinschaft veröffentlicht. Hier
wurden neben dem Bruttoinlandsprodukt je Einwohner (in Kaufkraftparitäten)
auch die Produktivität (Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen in ECU) und die
Arbeitslosenquote herangezogen. Andere Konzepte verlangen die Berücksichti-
gung der Infrastrukturausstattung, der sozialen Lebensbedingungen, der spezifi-
schen Wirtschaftsstrukturen oder der geographischen Lage in der Gemeinschaft
(Zentral-, Grenz-, Randregionen).

Auch wenn erst mit einer Fülle von Indikatoren die spezielle Situation einer
Region, ihre Schwächen, Stärken und Chancen für die zukünftige Entwicklung
angemessen beurteilt werden können und sich darin die detaillierten Meßkon-
zepte einfacheren Ansätzen überlegen erweisen, besitzt das einfache Meßkon-
zept, das nun ins Auge gefaßt ist, durchaus Vorteile. Denn einmal ist es transpa-
rent und damit für die Betroffenen, Beteiligten und Interessierten leicht nach-
vollziehbar und kontrollierbar. Zum anderen kann die aktuelle Entwickung bes-
ser berücksichtigt werden, da Angaben zum Sozialprodukt regelmäßig und ver-
hältnismäßig rasch ermittelt werden, während soziale Indikatoren - mit Ausnah-
me von Kennziffern zum Arbeitsmarkt - nur unregelmäßig bzw. in großen Zeit-
abständen erhoben werden. Darüber hinaus haben regionale Analysen immer
wieder gezeigt, daß das Pro-Kopf-Einkommen mit vielen anderen regionalen In-
dikatoren hoch korrelliert ist und insofern in zusammengesetzten Kennziffern ein
überragendes Gewicht hat.

Legt man die Daten zur regionalwirtschaftlichen Situation in den Jahren 1981
bis 1983 zugrunde, für die Angaben fast vollständig vorliegen2, so ergibt sich, daß
15 von 60 Regionen3 ein Bruttoinlandsprodukt je Einwohner aufweisen, das 75%
des Gemeinschaftsdurchschnitts nicht erreicht. Dazu gehören Portugal, Grie-
chenland, alle Regionen Spaniens, der italienische Mezzogiorno und die Repu-
blik Irland. Hier lebt rund ein Viertel der Bevölkerung der Europäischen Ge-
meinschaft, wird jedoch nicht einmal ein Siebtel des gemeinschaftlichen Sozial-
produkts erstellt. Mit bis zu 80% würde künftig also der Großteil der regionalen
Fördermittel der Gemeinschaft auf die Regionen konzentriert, die seit langem im
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Blickpunkt der europäischen Regionalpolitik stehen. Bei einer Verdopplung des
Finanzierungsspielraums binnen der nächsten fünf Jahre würde ein großer Schritt
vorwärts getan werden können, die wirtschaftliche Entwicklung dieser Gebiete
zu fördern. Die Fördermittel der Gemeinschaft würden nämlich in Relation zum
Sozialprodukt dieser Regionen jährlich etwa 2% betragen und damit einen merk-
lichen Wachstumsbeitrag leisten können. Bei dieser Kalkulation wurde davon
ausgegangen, daß sich die Verteilung der strukturwirksamen Ausgaben der Ge-
meinschaft eher zugunsten des Regionalfonds verschiebt und der überwiegende
Teil des Sozialfonds den Regionen mit Entwicklungsrückstand zugute kommt.

Bei einer Regionalförderung dieses Umfanges muß künftig noch stärker über
die Absorptionsfähigkeit der Regionen nachgedacht werden, zumal zu den Ge-
meinschaftsmitteln die Finanzbeiträge der einzelnen Mitgliedstaaten noch hinzu-
kommen. Solange ein hoher Infrastrukturbedarf in diesen Regionen besteht -
dies ist vielfach der Fall und bildet ein wesentliches Entwicklungshemmnis - ,
stellt sich das Problem noch nicht in voller Schärfe, da für den Ausbau der Infra-
strukturen ein großes Finanzvolumen erforderlich ist, das die öffentliche Hand
allein aufbringen muß. Für die Förderung produktiver Investitionen und anderer
Maßnahmen zur Erschließung des endogenen Entwicklungspotentials bleibt ab-
zuwarten, inwieweit der Spielraum durch tragfähige Investitionsprojekte auf
mittlere Sicht ausgeschöpft werden kann, insbesondere wenn das schwache So-
zialproduktswachstum in der Gemeinschaft anhält.

Regionen im industriellen Niedergang

Genügt zur Auswahl von Regionen mit generellem Entwicklungsrückstand künf-
tig ein einziger, einfacher Indikator, so sollen für die zweite Kategorie der regio-
nalen Förderung - Regionen, Beschäftigungsgebiete und städtische Verdich-
tungsräume, die vom industriellen Niedergang betroffen sind - bestimmte sozio-
ökonomische Kriterien - vor allem die lokale Bedeutung von Problemsektoren
sowie die Arbeitslosigkeit - dazu herangezogen werden, um die Bedürftigkeit in
bezug auf eine gemeinschaftliche Hilfe begründen zu helfen. Freilich ist die Ge-
meinschaft auch für diese Art von Problemregionen bereits seit einer Anzahl von
Jahren tätig. Hier werden bislang spezifische Gemeinschaftsmaßnahmen zur re-
gionalen Entwicklung durchgeführt; in früheren Jahren wurden sie aus der da-
mals noch bestehenden quotenfreien Abteilung des Regionalfonds finanziert.
Begünstigt waren Regionen, in denen die Wirtschaftsbereiche Stahl, Schiffbau,
Textilindustrie, Fischerei und Kohlenbergbau große Bedeutung haben. Im Jahr
1987 wurden 25 solcher Sonderprogramme neu genehmigt.

Ebenso wie die Förderung der rückständigen Regionen soll die Umstellung der
industriellen Problemgebiete künftig nicht mehr über punktuelle Einzelmaßnah-
men, sondern im Rahmen von Gemeinschaftsprogrammen bewältigt werden. Für
die Stahlreviere und die Schiffbaugebiete hat die Kommission im letzten Jahr be-
reits entsprechende Programme entwickelt. Im Stahlsektor ist in den nächsten
Jahren noch ein Kapazitätsabbau zu bewältigen, bei dem ein Verlust von rund

178 Jahrbuch der Europäischen Integration 1987/88



Regional- und Sozialpolitik

80 000 Arbeitsplätzen erwartet wird. Damit werden in den Stahlrevieren seit
1980 knapp 300 000 Arbeitsplätze verlorengegangen sein. Im Schiffsneubau al-
lein, d. h. ohne Berücksichtigung der Lage der mit Reparaturen beschäftigten
Werften, wird damit gerechnet, daß die Zahl der Arbeitsplätze Anfang der neun-
ziger Jahre um fast 40 000 niedriger ist als noch Anfang 19864.

Die Gemeinschaftsprogramme Resider5 und Renaval6 sollen dazu beitragen,
den Strukturwandel in den betroffenen Regionen zu erleichtern. Dafür sollen zu-
sätzliche Mittel bereitgestellt werden; sie dienen dazu, einmal die Infrastruktur
zu verbessern, zum anderen durch ein Bündel verschiedenster Maßnahmen (Un-
ternehmensberatung, Innovationshilfen, Bereitstellung von Risikokapital, Inve-
stitionszuschüsse etc.) insbesondere kleine und mittlere Unternehmen (KMU) zu
fördern, von deren Dynamik die wirtschaftspolitischen Instanzen sich für die re-
gionalwirtschaftliche Entwicklung viel versprechen. Freilich gibt es wenig Belege
für die Hoffnung, daß die KMU hier eindeutig Vorteile besitzen. Empirische Un-
tersuchungen, die sich mit der Bedeutung der kleinen und mittleren Unterneh-
men für den Arbeitsmarkt - allerdings aus makroökonomischer Sicht und nicht
im regionalanalytischen Zusammenhang - befassen, konnten die Hypothese, daß
es im wesentlichen die KMU sind, die eine positive Beschäftigtenentwicklung
tragen, während die großen Unternehmen hier eher stagnieren, nicht bestätigen7.
Nach wie vor dürfte aber gelten, daß mit der Förderung kleiner und mittlerer Un-
ternehmen das endogene Entwicklungspotential eher angesprochen wird als
durch Ansiedlungshilfen für große, kapitalintensive und finanzstarke Unterneh-
men bzw. deren Betriebsstätten und daß - bei gleichem finanziellen Umfang der
Beihilfen - der Beschäftigungseffekt oft größer ist, da die KMU arbeitsintensi-
ver, vielfach auch mit hohem Dienstleistungsgehalt, produzieren und darüber
hinaus stärker in den regionalen Wirtschaftskreislauf eingebunden sind, so daß
mehr Anstoßeffekte auf die jeweilige Region ausgehen werden.

Noch geringer Anteil der Gemeinschaftsprogramme

Nach dem geltenden Recht liegt das Schwergewicht der gemeinschaftlichen Regio-
nalpolitik nach wie vor auf Maßnahmen, die im Rahmen von nationalen Program-
men durchgeführt werden. Hier prüft die Kommission, inwieweit die Kriterien für
eine Beteiligung des Regionalfonds erfüllt sind, ohne selbst -wie bei den Gemein-
schaftsprogrammen - gestalterisch oder anregend einzuwirken, und genehmigt die
jeweiligen Pläne, die dann zur Kategorie der nationalen Programme von gemein-
schaftlichem Interesse gehören. 1987 wurden 27 solcher Programme genehmigt,
darunter allerdings 11 integrierte Mittelmeerprogramme, die neben regionalen
Maßnahmen vor allem auch sozialpolitische und agrarstrukturpolitische Interven-
tionen vorsehen. Die integrierten Maßnahmen sind insofern schon als Fortschritt in
die mit der Reform der Strukturfonds weiter verfolgte Richtung anzusehen.

Für die Gemeinschaftsprogramme selbst sind indessen kaum mehr als die Wei-
chen gestellt. Für die ersten Programme - STAR, mit dem in rückständigen Re-
gionen fortgeschrittene Kommunikationsdienste eingeführt und entsprechende
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Infrastruktureinrichtungen bereitgestellt werden sollen, und Valoren, das das en-
dogene Energiepotential in wirtschaftsschwachen Räumen erschließen helfen soll
- sind nach langer Vorbereitungszeit im Oktober letzten Jahres die Interven-
tionsprogramme und ein entsprechender finanzieller Rahmen von der Kommis-
sion gebilligt worden8. Die Mittel in einem Gesamtumfang von 1,2 Mrd. ECU
(knapp 0,8 Mrd. für STAR und knapp 0,4 Mrd. für Valoren) werden aber erst
nach und nach mit dem Fortschritt der Projekte in den begünstigten sieben Mit-
gliedsländern (Mittelmeerländer, Irland und Großbritannien) abfließen. Andere
Gemeinschaftsprogramme liegen erst im Entwurf vor oder werden noch vorbe-
reitet. Unter den Mittelbindungen hatten die Programmaßnahmen infolgedessen
im Jahr 1987 nur einen Anteil von gut einem Siebtel.

In einer Stellungnahme zum Tätigkeitsbericht 1985 über den Regionalfonds
hat auch das Europäische Parlament den geringen Anteil der Programmfinanzie-
rung beklagt und die Kommission aufgefordert, auch im Wege verstärkter Auf-
klärung und Werbung bei nationalen und lokalen Behörden dafür zu sorgen, daß
die Gemeinschaftsmaßnahmen besser angenommen werden9.

Sozialpolitik

Konzentration auf vorrangige Ziele bereits eingeleitet

Auch bei den spezifischen sozialpolitischen Maßnahmen der Gemeinschaft sind
1987 schon Maßnahmen vorbereitet worden, die künftig vorrangig durchgeführt
werden sollen. In einem Memorandum zur Bekämpfung der Langzeitarbeits-
losigkeit10 wurden Größenordnungen und Entwicklung dieses Phänomens sowie
die entsprechenden einzelstaatlichen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen unter-
sucht und besondere gemeinschaftliche Interventionen angeregt. Auch für die
Förderung der Beschäftigung von Jugendlichen - seit 1983 ein Schwerpunkt des
Sozialfonds11 - wurden die Maßnahmen verstärkt12. Dem Ziel verstärkter Inte-
gration mit anderen strukturpolitischen Maßnahmen wurde bei neuen Vorhaben
Rechnung getragen, wie die erwähnten Gemeinschaftsprogramme Renaval und
Resider sowie die Maßnahmen der örtlichen Beschäftigungsinitiativen zeigen.
Andere Tätigkeiten betrafen Verbesserungen, die den Informationsaustausch
zwischen den verschiedenen Arbeitsmarktverwaltungen erleichtern und so zur
Effizienzsteigerung der Arbeitsmarktpolitik beitragen13.

EG-Institutionen in der Beschäftigungspolitik überfordert
Auch im Jahr 1987 blieb die Lage am Arbeitsmarkt in der Europäischen Gemein-
schaft besorgniserregend. Nach der harmonisierten Arbeitskräftestatistik, die
vom Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaft seit März 1988 zusätzlich
zu den nationalen Angaben über die registrierten Arbeitslosen veröffentlicht
wird und die einen unverzerrten Vergleich zwischen den einzelnen Mitgliedslän-
dern erlaubt, waren im Jahresdurchschnitt 1987 rund 15 Mio. Menschen arbeits-
los - dies sind fast 11% aller Arbeitskräfte (ohne Militärangehörige). Das Be-
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schäftigungsziel wurde damit weiterhin eklatant verfehlt. Nur in Portugal und
dem Vereinigten Königreich - beides Länder, die 1987 ein kräftiges Wachstum
aufwiesen - sank die Arbeitslosigkeit merklich. In den übrigen Ländern verharr-
te sie nahezu auf hohem Niveau oder nahm, wie in Irland und Italien, gegenüber
dem Vorjahr noch einmal deutlich zu. Nach wie vor ist die Arbeitslosigkeit unter
Jugendlichen (bis zu einem Alter von 25 Jahren) weitaus stärker ausgeprägt als
unter den Erwachsenen. Auch das Problem der Langzeitarbeitslosigkeit hat sich
verschärft. Dieses Mißverhältnis zwischen der Zahl von Menschen, die Arbeit su-
chen, und vorhandenen Arbeitsplätzen ist durch sozialpolitische Maßnahmen der
Gemeinschaft nicht entscheidend zu verändern, selbst wenn die dafür verfügba-
ren Mittel - wie beschlossen - in den nächsten fünf Jahren erheblich aufgestockt
werden sollen. Im wesentlichen finanziert der Europäische Sozialfonds Ausbil-
dungsmaßnahmen für bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern. Im Zentrum der
Bemühungen sollen künftig noch stärker Jugendliche und Langzeitarbeitslose
stehen, also die von Arbeitslosigkeit am stärksten Betroffenen. Dies hilft zweifel-
los dem einzelnen Begünstigten, seine Chancen am Arbeitsmarkt zu verbessern.
Einen Beschäftigungseffekt aus makroökonomischer Sicht hat es aber nur in den
Fällen, in denen aufgrund der Ausbildungsmaßnahme die Besetzung von Ar-
beitsplätzen gelingt, die sonst aus Mangel an geeigneten Arbeitskräften frei blie-
ben. Diese Art der friktionellen Arbeitslosigkeit kann zwar in bestimmten Ge-
bieten, Wirtschaftsbereichen und Berufen vereinzelt vorliegen, bildet aber nicht
den entscheidenden Grund für die hohe Arbeitslosigkeit in der Gemeinschaft.

Der hohe Anteil der Jugendlichen unter den Arbeitslosen ist auch ein Zeichen
dafür, daß sich die Beschäftigungsstrukturen bei zu schwacher wirtschaftlicher
Aktivität verfestigen. Dies macht sich für Menschen, die erstmals einen Arbeits-
platz suchen, in Zugangsbeschränkungen bemerkbar, da in den meisten Ländern
soziale Vorschriften das Berufsrisiko für ältere Arbeitnehmer, die lange im Er-
werbsleben stehen, verringern.

Eine wirksame Beschäftigungspolitik, mit der die Arbeitslosigkeit auf ein er-
trägliches Maß gebracht wird, kann nur darin bestehen, für ein ausreichendes
Wachstum der Volkswirtschaft zu sorgen. Damit würden auch die strukturpoliti-
schen bzw. die sozialpolitischen Ziele wirksam unterstützt. Das wirtschafts- und
finanzpolitische Potential für eine solche Strategie liegt allerdings nicht bei der
Gemeinschaft selbst, sondern bei den Mitgliedstaaten.

Kooperative Wachstumsstrategie läßt auf sich warten

Bereits im Jahreswirtschaftsbericht 1985/86 hatte die EG-Kommission die Anre-
gung dazu gegeben, daß die Mitgliedstaaten eine kooperative Strategie zur För-
derung des Wirtschaftswachstums verfolgen. Durch die Verbesserung der Ange-
bots- und Nachfragebedingungen und eine flankierende Geld- und Wechselkurs-
politik sollte erreicht werden, daß die Wirtschaft um 3,5% jährlich wächst, die
Beschäftigung entsprechend um 1,5% pro Jahr zunimmt. Die Idee stieß zwar all-
gemein bei den Regierungen und den Sozialpartnern auf Zustimmung. Eine ent-
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Strukturwirksame Haushalts- und Finanztransaktionen der EG

Belgien
Dänemark
Bundesrepublik Deutschland
Griechenland
Spanien
Frankreich
Irland
Italien
Luxemburg
Niederlande
Portugal
Vereinigtes Königreich
EG insgesamt

*) Zuschußgewährungen.-2)

Quote
Unter-

EFRE1)

,vH
Ober-

grenze

0,61
0,34
2,55
8,36

17,97
7,48
3,82

21,62
0,04
0,68

10,66
14,50

0,82
0,46
3,40

10,64
23,93
9,96
4,61

28,79
0,06
0,91

14,20
19,31

100,0

Finanzierungen
gionalentwicklung. - 3 ) Zuschußgewährungen

Betrag
1987

Mill.

23,6
12,5

114,3
301,8
660,7
276,6
162,1
940,7

3,3
20,4

388,9
628,2

3 533,1

1975-87
ECU

193,8
167,0
829,0

2 155,7
1 301,6
2 586,6
1 168,8
6 978,2

18,5
226,1
769,7

4 650,1
21 046,46)

nach Mitgliedstaaten

EIB2)

Betrag
1987

Mill.

37,1
315,3
276,5
164,8
707,4

1 006,5
178,6

3 112,2
1,6

18,0
389,9

1 133,7
7 341,6

1958-87
ECU

822,2
2 336,9
2 651,5
2 238,1
1666,7
7 998,4
2 916,6

24 637,9
45,2

290,5
1 305,2
9 413,2

56 322,4

EAGFL, Aus-
richtung3)

Betrag
1986

Mill

15,9
23,4

103,6
139,6
86,5

209,1
79,0

154,2
1,8

22,1
32,8

103,8
971,8

1964-86
ECU

274,8
231,7

1466,6
522,5
86,5

1 878,1
681,4

2 425,3
31,3

346,4
32,8

1 126,4
9 103,8

einschl. Neues Gemeinschaftsinstrument (446,9 Mio. ECU). ^
. - 4) Verpflichtungen , davon 371,5Mic

5) Verpflichtungsermächtigungen. - 6) Einschließlich grenzübergreifende Maßnahmen (1
SAAR-LOR-LUX (100 Mio ECU).

Darlehen
nach Art. 56

EGKSV

Betrag
1987 1961-87

Mill. ECU

23,0 218,9
11,7

53,1 1203,1
5,0

32,7 32,7
51,3 423,0

6,5
33,6 443,7

25,8
14,9 78,9
20,0 20,0
9,2 1255,2

237,8 3 824,57)

Sozial-
fonds4)

Betrag
1987

Mill. ECU

100,0
50,0

120,0
182,7
453,3
386,8
208,9
650,5

2,0
50,0

353,4
592,5

3 150,1

Anpassungs-
maßnahmen
nach Art. 56

EGKSV5)
Betrag
1987

Mill. ECU

2,9
-

21,0
-
-

10,1
-
-
-

1,1
-

47,3
82,4

Vom Betrag für 1987 4 347,2 Mio. ECU für Re-
. ECU für benachteiligte Gebiete. Angaben zum Teil geschätzt. -
,2 Mio. ECU). - 7 ) Einschließlich grenzübergreifende Maßnahmen

Quellen: 20. und 21. Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen Gemeinschaften 1986,1987
Nr. 52/1987 und 56/1988; EIB,Europäische Investitionsbank
lung Ausrichtung; Schätzungen des DIW.

; EIB-Informationen
, Ausgabe Januar 1987; 16. Finanzbericht des EAGFL, Abtei-
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Regional- und Sozialpolitik

schiedene Umsetzung ist freilich nicht zu erkennen: Vereinzelte Maßnahmen blie-
ben einseitig auf die Verbesserung der Angebotsbedingungen ausgerichtet, indem
Steuerreformen eingeleitet und in Tarifverträgen mehr Anpassungsfähigkeit und
Flexibilität bei Arbeitszeiten und Arbeitsorganisation vereinbart wurden14. Die
Nachfragebedingungen waren indes nach wie vor unbefriedigend; die wirtschaft-
liche Entwicklung blieb in den meisten EG-Ländern deutlich hinter dem genannten
Ziel zurück. In einem solchen Umfeld können aber sozialpolitische Maßnahmen im
Ausbildungsbereich, so sinnvoll und wichtig sie im einzelnen auch sind, beschäfti-
gungspolitisch nicht die Rolle spielen, die sie unter verbesserten Wachstumsbedin-
gungen hätten. Die Einheitliche Europäische Akte enthält die Verpflichtung für die
Mitgliedstaaten, ihre Wirtschaftspolitik so zu führen und zu koordinieren, daß der
wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt in der Gemeinschaft gestärkt wird15. Die
Mitgliedstaaten müßten mit größerem Nachdruck immer wieder auf diese Ver-
pflichtung hingewiesen werden. Sie erfordert auch aus regional- und sozialpoliti-
scher Sicht nicht zwingend eine kräftige Verstärkung der strukturpolitischen Inter-
ventionen der Mitgliedstaaten. Denn Entwicklungs- und Umstellungsprobleme,
die heute in vielen Regionen nur schwer zu bewältigen sind, lassen sich in einer Pha-
se kräftigeren allgemeinen Wirtschaftswachstums leichter lösen. Dies zeigen auch
die Erfahrungen aus den sechziger Jahren.

Gefährlich dürfte es sein, bei einer Wachstumsstrategie allein auf den europä-
ischen Binnenmarkt zu setzen. Zwar lassen die Beseitigung der vielfältigen steu-
erlichen, rechtlichen und materiellen Schranken zwischen den Mitgliedsländern
sowie die vermehrte Zusammenarbeit der Unternehmen positive Impulse für die
Wirtschaft erwarten, etwa über die Ausnutzung von Losgrößenvorteilen, die Be-
lebung des Wettbewerbs im einheitlichen Markt und die Erhöhung des Innova-
tionstempos. Ob sie allein ausreichen, die Arbeitsmarktlage deutlich zu verbes-
sern, muß in Zweifel gezogen werden; hinzu kommen muß eine expansivere öf-
fentliche Nachfrage zumindest im Bereich der Investitionen. Tendenziell wird
aber das sozialpolitische Ziel gestützt. Dies gilt nicht in gleichem Maß für das re-
gionalpolitische Ziel. Denn in einem Binnenmarkt ohne Beschränkungen für den
Personen-, Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr können sich die zentri-
petalen Kräfte, die heute schon in den Mitgliedstaaten und in der Gemeinschaft
als Ganzes dafür sorgen, daß die peripheren Regionen oft zu den rückständigen
zu zählen sind, noch stärker bemerkbar machen. Ein Mangel an Infrastruktur-
ausstattung benachteiligt diese Regionen meist zusätzlich; insofern ist es durch-
aus folgerichtig, daß die europäische Regionalförderung hier ihren Schwerpunkt
setzt. Es kommt aber gerade in den nächsten Jahren des Übergangs zum europä-
ischen Binnenmarkt auch darauf an, in den weniger entwickelten Regionen die ge-
werbliche Wirtschaft zu stützen und zu stabilisieren, damit sie dem stärkeren Wett-
bewerb standhalten kann, wenn die europäischen B innengrenzen fallen. Hierzu be-
darf es auch verstärkter produktiver Investitionen. Sie sind in einem allgemein gün-
stigen Investitionsklima mit regionalpolitischen Anreizen leichter anzuregen als in
einer Phase schwacher wirtschaftlicher Entwicklung.
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Fazit

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaft hat auch im Jahr 1987 ihre Be-
mühungen fortgesetzt, durch Koordinierung von gemeinschaftlichen und einzel-
staatlichen Maßnahmen sowie durch die Verzahnung verschiedener Interventio-
nen zur Transparenz und Effizienz in der Regional- und der Sozialpolitik beizu-
tragen. Durch die Beschlüsse des Europäischen Rates in Brüssel vom Februar
1988 über die Reform der Strukturfonds ist gewährleistet, daß dieser Weg weiter
beschritten werden kann.

Der 1987 vorgelegte dritte periodische Bericht der Europäischen Kommission
über die regionale Entwicklung16 einerseits, die anhaltend ungünstige Beschäfti-
gungssituation andererseits zeigen jedoch, daß mit den finanzpolitischen Inter-
ventionen der Gemeinschaft - auch bei Verdoppelung der Mittel - der wirtschaft-
liche und soziale Zusammenhalt auch aus regionaler Sicht kaum erreicht werden
kann. Eine wirksame Unterstützung der strukturpolitischen Bemühungen der
Gemeinschaft durch eine konsequente, abgestimmte Wachstumspolitik der Mit-
gliedstaaten ist unverzichtbar.
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